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4. Teil

Entwichene Kriegsgefangene
und Zwangsarbeitsflüchtlinge





1 Ausbeutung des Rohstoffes Arbeit: Die Praxis
des Zwangsarbeitereinsatzes im Deutschen Reich

Die Arbeitslosigkeit, die in Deutschland während Jahren geherrscht und viel zur
politischen Radikalisierung beigetragen hatte, wurde durch die Kriegsvorbereitungen

abgebaut, und im Krieg bestand Arbeitskräftemangel. Der Krieg sog einen

grossen Teil der Arbeitskräfte aus dem Produktionsprozess ab und hinterliess
Lücken in Industrie und Landwirtschaft. Um die Produktion trotzdem zu sichern,
beutete Deutschland die Arbeitskraft der im Krieg unterworfenen Völker aus.
Deutschland hatte schon während des Ersten Weltkriegs Kriegsgefangene - vor
allem Russen und Franzosen - zur Zwangsarbeit eingesetzt und zusätzlich aus
anderen unterworfenen Gebieten zivile Arbeitskräfte nach Deutschland verschleppt.1
Auf diese Erfahrungen griff das nationalsozialistische Regime zurück, als zu

Beginn des Zweiten Weltkriegs erneut ein Einsatz von Zwangsarbeiterinnen und

Zwangsarbeitern geplant wurde.
Bereits im ersten Kriegsjahr waren im Deutschen Reich Elunderttausende von
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeitern beschäftigt. Ihre Zahl nahm bis ins
letzte Kriegsjahr stetig zu. Im August 1944 machten die ausländischen
Zwangsarbeitskräfte knapp 30 Prozent aller im Reich eingesetzten Arbeiter, Arbeiterinnen

und Angestellten aus.2 Ihre Zahl belief sich zu diesem Zeitpunkt auf über
7,6 Millionen. Dabei ist zwischen den 5,7 Millionen zivilen Zwangsarbeitern und

Zwangsarbeiterinnen (aus den besetzten Gebieten deportierte Zivilisten) und
den 1,9 Millionen nichtzivilen Zwangsarbeitern (zur Zwangsarbeit gezwungene
Kriegsgefangene) zu unterscheiden.3 Dieser Differenzierung kommt einige
Bedeutung zu, unterlagen doch Angehörige beider Kategorien weder als Arbeitskräfte

in Deutschland noch als Flüchtlinge in der Schweiz der gleichen Behandlung.

Die Trennlinie zwischen beiden Kategorien war allerdings unscharf, da

1 Ulrich Herbert, S. 27.
2 Pascal Ihle.
3 Ulrich Herbert, S. 11. Die Zahlen beziehen sich auf das Gebiet des «Grossdeutschen Reiches».
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zahlreiche Kriegsgefangene durch deutsche Erlasse in den Status von
«Zivilarbeitern» überführt wurden.4

Die Probleme, die sich aus dem millionenfachen Einsatz von Zwangsarbeitskräften

für das NS-Regime ergaben, waren durchaus einschneidend. Dem
kriegswirtschaftlichen Nutzen standen erhebliche Aufwendungen gegenüber: Einerseits
waren die Mittel, welche die deutsche Kriegswirtschaft für den Zwangsarbeitereinsatz

erbringen musste (Nahrung, Bekleidung, Unterkunft etc.), enorm.
Andererseits bedingte vorab der Einsatz von Arbeiterinnen und Arbeitern aus Russland
und Polen Konzessionen, welche die Ideologie des Regimes strapazierten. So

musste die Furcht vor Überfremdung, vor einer drohenden «Verunreinigung des

deutschen Blutes» durch «minderwertige Rassen» und vor kommunistischer
Infiltration bzw. ultramontanem Internationalismus (bei Polinnen und Polen) aus

kriegsökonomischen Erwägungen in Kauf genommen werden. Aus diesen Gründen

war der Einsatz von Zwangsarbeitskräften «eines der am heftigsten diskutierten

Probleme der nationalsozialistischen Innenpolitik nach 1939».5

Angesichts der Sprengkraft, die dieser Einsatz barg, fiel die Entscheidung zu
dessen Einführung bemerkenswert rasch. Dies hatte vor allem zwei Ursachen:
Einerseits rechnete das Regime zu Kriegsbeginn (zur Zeit der Blitzkrieg-Euphorie)

mit einer zeitlich befristeten, vorübergehenden Beschäftigung von
Zwangsarbeitskräften. Andererseits war - trotz der erwähnten Kosten und Probleme -
der Nutzen verlockend. Das Regime versprach sich eine rasche Abschwächung
von sozialen Problemen, die der Krieg aufwarf. So entlasteten die ausländischen
Arbeitskräfte etwa die deutschen Frauen, deren Einbindung in die Kriegswirtschaft

vorerst nicht weiter zunahm. Die Frauen standen so weiterhin für die
Hausarbeit und die Betreuung der Soldaten zur Verfügung. Zusätzlich konnte

man auf weitere Erhöhungen der Arbeitszeiten bzw. auf Urlaubskürzungen oder

Urlaubsstreichungen für deutsche Beschäftigte verzichten. Dies dürfte das

Regime von drohenden Sozialkonflikten entlastet und zu einer Stabilisierung im
Verhältnis zur Arbeiterschaft geführt haben. Trotzdem war der Einsatz von
Zwangsarbeitskräften nicht frei von sozialem Spannungspotential. Es bestand nämlich
die Gefahr des Lohndumpings durch schlecht bezahlte oder gar nicht entlöhnte
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter.6
Die Geschichte des deutschen Zwangsarbeitereinsatzes ist eng mit dem Kriegsverlauf

verbunden. Bereits wenige Tage nach Kriegsausbruch wurden die ersten

polnischen Kriegsgefangenen im Reich - vor allem in der Landwirtschaft -
beschäftigt.7 Der gewichtigste Nachteil beim Einsatz von Kriegsgefangenen be-

4 Ulrich Herbert, S. 359, Anm. 1; Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 38.
5 Ulrich Herbert, S. 11.

6 Ulrich Herbert, S. 69 f.
7 Ulrich Herbert, S. 68; Robert Gellately, S. 249. Ursprünglich war der Einsatz polnischer Zwangsarbeiter

im Grenzgebiet untersagt. Erst der sich zuspitzende Arbeitskräftemangel führte dazu,
dass diese Bestimmung aufgehoben wurde (Roland Peter, S. 330).
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stand darin, dass ihre Zahl begrenzt war. Die 300'000 polnischen Kriegsgefangenen

konnten den deutschen Bedarf an Arbeitskräften bei weitem nicht decken.
Aus diesem Grund ging die deutsche Besatzungsmacht in Polen sofort dazu über,
zivile Arbeitskräfte zu erfassen und im Reich einzusetzen. So waren die Beamten

der deutschen Arbeitsverwaltung oft die ersten Zivilbehörden, die in die
besetzten Gebiete einrückten. Schon Anfang Oktober 1939 - also nur vier
Wochen nach Kriegsausbruch - waren auf polnischem Gebiet 115 Dienststellen der

Arbeitseinsatzverwaltung eingerichtet.8 Nur mit der Hilfe polnischer Zwangsarbeiterinnen

und Zwangsarbeiter konnte im Herbst 1939 die deutsche Ernte
eingebracht und 1940 ein Einbruch der landwirtschaftlichen Produktion verhindert
werden. Daneben - zuerst allerdings nur zögernd - wurde die Zwangsarbeit auch
in der Industrie eingeführt und dann rasch ausgebaut. Spätestens ab 1942 hätte die
deutsche Kriegswirtschaft ohne Zwangsarbeit gar nicht mehr funktioniert.9
Die hohe Arbeitslosigkeit in Polen und deutsche Versprechungen bezüglich Lohn
und Behandlung dürften dazu beigetragen haben, dass nicht schon von Anfang
an alle Rekrutierungen auf Drohungen und Gewalt beruhten.10 Da aber bald
Berichte über die schlechte Behandlung der Arbeiterinnen und Arbeiter nach
Polen durchsickerten, konnte das Regime die Rekrutierungen nur noch mit Terror
und durch Deportationen weiterführen. Im erwähnten Konflikt zwischen
kriegswirtschaftlicher Notwendigkeit der Zwangsarbeit und den damit verbundenen

ideologischen bzw. politischen Konzessionen spielte der Rekrutierungsterror eine
zentrale Rolle, da er sowohl kriegswirtschaftlichen als auch ideologischen Interessen
des Regimes entsprach.
Dem Einsatz polnischer Zwangsarbeitskräfte kam Modell-Charakter zu. Nach
dem Sieg über Frankreich, Holland und Belgien wurden auch dort - gemäss den

in Polen gesammelten Erfahrungen - Kriegsgefangene zur Zwangsarbeit
herangezogen. Durch den Feldzug gegen Frankreich kamen über eine Million
französische Kriegsgefangene ins Reich. Daneben setzte auch hier die Verschleppung
von zivilen Arbeitskräften ein.

Die Behandlung der Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter stand in engem
Zusammenhang mit der rassistischen Ideologie des Nationalsozialismus. So muss-
ten Polinnen und Polen, die aufgrund der NS-Ideologie als «Untermenschen»

galten, schlechter als Arbeiterinnen und Arbeiter aus Frankreich, Belgien und
Holland behandelt werden. Aus diesem Grund sahen die sogenannten
«Polenerlasse» vom März 1940 vor, dass Polinnen und Polen obligatorisch ein
Kennzeichen tragen mussten. Zudem untersagten die Erlasse den Polinnen und Polen

unter Androhung der Todesstrafe den geschlechtlichen Verkehr mit
Deutschen.11 Hauptsächliches Ziel der «Polenerlasse» war es, Polinnen und Polen

8 Ulrich Herbert, S. 67.
9 Robert Gellately, S. 251.

10 Robert Gellately, S. 250.
11 Robert Gellately, S. 262-275.
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vollständig vom sozialen, religiösen und kulturellen Leben der Deutschen zu
isolieren.12 Bald zeigte es sich, dass dies nicht überall möglich war. Hauptsächlich

die Behandlung der in der Landwirtschaft eingesetzten Polinnen und Polen

entsprach in keiner Weise den Vorstellungen des Regimes. So konnte etwa ihre
strikte Trennung von den deutschen Bauernfamilien - eine immer wieder erhobene

Forderung - bei weitem nicht überall durchgesetzt werden. Viele deutsche
Familien behandelten die ihnen zugeteilten Polinnen und Polen wie
Familienmitglieder. Trotz der Erlasse assen sie beispielsweise am gleichen Tisch oder

beteiligten sich - vorab in katholischen Gebieten - an kirchlichen Festen. Aber
auch französische, belgische und holländische Zwangsarbeitskräfte, die - wie
erwähnt - weniger strengen Bestimmungen unterlagen, wurden «zu wenig
schlecht» behandelt.13 Die flächendeckende Kontrolle und Durchsetzung der
Erlasse überforderte die deutsche Polizei und Justiz.14 Um trotzdem Wirkung
zu erzielen, setzten die Behörden auf möglichst drakonische Bestrafungen in
willkürlich herausgegriffenen Einzelfällen. Die Behandlung von Zwangsarbeitskräften

war dadurch in einem hohen Mass uneinheitlich geworden.15

Solange die deutsche Regierung an einen schnellen Sieg glaubte, hatte der Einsatz

von Zwangsarbeitskräften provisorischen Charakter. Dies änderte sich spätestens

seit den ersten Rückschlägen im Russlandfeldzug. Die deutsche Kriegswirtschaft

musste sich nun auf einen länger andauernden Abnützungskrieg einstellen.
Mit einer schnellen Rückkehr der Soldaten war nicht mehr zu rechnen, und die
Verluste an den Fronten führten zu neuen Einberufungen. Um diese Lücken in
den Betrieben und der Landwirtschaft zu schliessen, griff das Regime nun auch

auf sowjetische Kriegsgefangene und zivile Arbeitskräfte zurück, obwohl ihr
Einsatz noch zu Beginn des Krieges aufgrund der nationalsozialistischen Ideologie

explizit ausgeschlossen worden war.16 Die Millionen sowjetischer
Kriegsgefangener hatten jedoch die Vorstellung aufkommen lassen, der Mangel an

Arbeitskräften sei nun endgültig behoben. Um das Abrücken von ideologischen
Prinzipien zu kaschieren, waren die Behandlung und der Einsatz der sowjetischen
Kriegsgefangenen von kaum fassbarer Brutalität geprägt. Da Stalin das

internationale Abkommen über die Behandlung von Kriegsgefangenen nicht ratifiziert
hatte, fühlte sich das NS-Regime bei der Behandlung von sowjetischen
Kriegsgefangenen an keinerlei Richtlinien gebunden. Aus diesem Grund sah sich das

Oberkommando der Wehrmacht nicht veranlasst, den Arbeitseinsatz von
sowjetischen Kriegsgefangenen in irgendeinen Zusammenhang zu setzen mit dem

12 Ulrich Herbert, S. 76-81; Robert Gellately, S. 253.
13 StAF, A 96/1, 1679, Schreiben des Landrates des Kreises Villingen an den badischen Innenmini¬

ster vom 25. 7. 1941; Robert Gellately, S. 256-262; Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 65-67.
14 In städtischen Gebieten allerdings - vor allem in den grossen Industriebetrieben mit ihren Lagern

und Sammelunterkünften für Zwangsarbeitskräfte - war die Möglichkeit zu Kontrolle und

Repression in viel grösserem Ausmass gegeben.
15 Ulrich Herbert, S. 351; Robert Gellately, S. 252.
16 Ulrich Herbert, S. 140-143.
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Arbeitseinsatz anderer Kriegsgefangener.17 Die Essensrationen in den Lagern
waren teilweise so gering, dass zahlreiche Sowjet-Gefangene verhungerten.18
Von den insgesamt 3'350'000 russischen Kriegsgefangenen des Jahres 1941

konnten bis Ende März 1942 nur 166'881 im Reich eingesetzt werden.19 Um den
Bedarf an Arbeitskräften trotzdem zu decken, wurden nun auch im besetzten

Sowjet-Gebiet zivile Arbeitskräfte zwangsrekrutiert. Im Frühjahr 1942 trafen die
ersten Massentransporte mit sowjetischen Arbeitskräften in Deutschland ein. Der
Frauenanteil lag bei über 50 Prozent.20 Die schlechte Verpflegung und die oft
grausame Behandlung führten zu massiven Ausfällen und zu einer hohen
Sterblichkeitsrate.21 Dass es ab 1943 zu punktuellen Verbesserungen in der
Behandlung der sowjetischen Arbeitskräfte kam, war keineswegs auf humanitäre
Beweggründe zurückzuführen. Ausschlaggebend war einzig das Bemühen, die

Leistungsfähigkeit der Arbeitskräfte zu erhalten bzw. zu steigern.22 Dies war um
so notwendiger, als es nach Stalingrad und den deutschen Verlusten an der
Ostfront zu neuen Einberufungen deutscher Männer kam. Diese Lücken sollten
durch weitere Zwangsrekrutierungen im Osten geschlossen werden. Weil aber die
Rote Armee kontinuierlich nach Westen vorrückte, kamen die Deportationen von
Zwangsarbeitskräften aus dem Osten immer mehr ins Stocken, was den Mangel
an Arbeitskräften zusätzlich verschärfte.
Beim Einsatz der Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter wirkten noch weitere
Störfaktoren. Zahlreiche Arbeitskräfte sorgten nämlich durch Bummelei, Sabotage

oder unerlaubtes Verlassen des Arbeitsplatzes dafür, dass ihre Arbeitskraft
der deutschen Kriegswirtschaft entzogen wurde. Vor allem aber versuchten
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter, sich den gesundheitsschädigenden Folgen der
schlechten Versorgung und Behandlung am Arbeitsplatz zu entziehen. So
avancierte das unerlaubte Verlassen des Arbeitsplatzes zu einem eigentlichen
Massendelikt. Je grösser die Zahl der Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter war,
je stärker sie in den Arbeitsalltag der Betriebe integriert waren und je verbreiteter

das durch die Bombenangriffe verursachte Durcheinander wurde, desto grösser

waren die Möglichkeiten, den Arbeitsplatz unbemerkt zu verlassen.23 Ab

17 Hans Pfahlmann, S. 93.
18 Ulrich Herbert, S. 147-149 und 247-250. - In einem Interview äusserte sich der russische

Historiker Valentin Falin im Jahr 1995 über die Behandlung sowjetischer Kriegsgefangener:
«Wissen Sie, welches der traurigste Ort ist auf dieser Erde? Er ist nicht weit von Wolokolamsk.
Über 600'000 unserer Kriegsgefangenen sind dort umgekommen. Man hat im Oktober/November

1941 Stacheldraht um sie gezogen, ihnen kein Wasser, kein Essen, keine Arznei gegeben.
Alle sind umgekommen. Es gibt keinen vergleichbaren Platz auf der Erde. Man geht bis heute
nicht dorthin. Lauter Knochen sind dort. Darüber ist bisher nichts geschrieben worden.» (Valentin

Falin, S. 11).
19 Ulrich Herbert, S. 149.

20 Ulrich Herbert, S. 161

21 Ulrich Herbert, S. 162.

22 Ulrich Herbert, S. 263.
23 Ulrich Herbert, S. 309.
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Sommer 1942 nahmen die entsprechenden Zahlen kontinuierlich zu und stabilisierten

sich Ende 1943 bei etwa 45'000 pro Monat.24 Dabei ist das unerlaubte
Verlassen des Arbeitsplatzes nicht einfach mit Flucht gleichzusetzen. Nur ein Teil
der Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter verliess den Arbeitsplatz mit der

Absicht, sich bis in ihr Heimatland oder etwa in die Schweiz durchzuschlagen.
Für viele wäre der Weg dorthin zu weit und zu gefährlich gewesen. Aus diesem
Grund versuchten vor allem Ostarbeiterinnen und Ostarbeiter, innerhalb Deutschlands

einen besseren Arbeitsplatz zu finden.25 In diesen Fällen ist daher weniger
von einer Flucht, als vielmehr von unerlaubten Arbeitsplatzwechseln zu sprechen.

Hauptantrieb waren dabei stets die schlechten Arbeitsbedingungen, die katastrophale

Verpflegung und die brutale Behandlung.
Die Möglichkeiten, nach den entlaufenen Arbeitskräften zu fahnden, waren
beschränkt. Die deutschen Polizei- und Justizbehörden wären infolge Überlastung
zusammengebrochen, hätten sie jeden Fall konsequent verfolgt. Bereits 1941

wies daher Reinhard Heydrich als Leiter des Reichssicherheitshauptamtes die
Leitstellen der Staatspolizei an, nur dann nach ausländischen Arbeitskräften durch

Ausschreibung im Fahndungsbuch und durch den Einsatz von Fernschreibern zu
suchen, wenn kriminelle oder politische Gründe eine Rolle spielten.26 Zahlen aus

dem Jahr 1943 lassen vermuten, dass insgesamt weit weniger als die Hälfte der
entlaufenen Arbeitskräfte aufgegriffen werden konnten.27

Dabei fällt auf, dass die Bestimmungen über die Bestrafung aufgegriffener
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter in einem hohen Mass uneinheitlich
waren. So hielt Reinhard Heydrich in einem Kreisschreiben vom Januar 1942 fest,
dass von polnischen Zivilarbeitern begangene Arbeitsvertragsbrüche
(Arbeitsverweigerung, unerlaubtes Verlassen des Arbeitsplatzes) mit der Einweisung in
ein Arbeitserziehungs- bzw. ein Konzentrationslager zu ahnden seien.28 Dagegen
hiess es in einem Merkblatt über die Behandlung von sowjetischen Arbeitskräften
vom März 1942: «Auf Flucht steht Todesstrafe».29 Und Heinrich Himmler, Reichsführer

der SS, erliess im März 1942 auf Antrag des Höheren SS- und Polizeiführers

für Baden und Württemberg die Anweisung an die Polizei, auf fliehende
Kriegsgefangene auf Anruf, auf sowjetische sofort zu schiessen.30 Dieser Erlass

24 Ulrich Herbert, S. 310.
25 Ulrich Herbert, S. 311; Roland Peter, S. 361.
26 StAF, A 96/1, 1685, Schreiben Reinhard Heydrichs an die Staatspolizeileitstellen vom 14. 1.

1941, S. 15.

27 Ulrich Herbert, S. 310.
28 StAF, A 96/1, 1685, Schreiben Reinhard Heydrichs an den Landeskommissär Konstanz vom

19. 1. 1942, S. 5; Ulrich Herbert, S. 113 und 156.

29 StAF, A 96/1, 1685, undatiertes Merkblatt für sowjetische Arbeitskräfte (in der Anlage zum
Schreiben des badischen Innenministers an die Landeskommissäre in Karlsruhe, Konstanz und

Freiburg vom 22. 4. 1942); Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 27; Manfred Bosch, Freiheit, S. 262.

30 GLAK, 357/30614, Erlass des Höheren SS- und Polizeiführers bei den Reichsstatthaltern in
Württemberg und Baden vom 31. 3. 1942.
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wurde durch das badische Innenministerium schon im April 1942 auch auf die
zivilen sowjetischen Arbeitskräfte ausgedehnt: «Auf fliehende sowjetische Arbeitskräfte

ist von den Bewachungskräften, soweit sie zu Hilfspolizisten bestimmt
sind, sofort von der Schusswaffe Gebrauch zu machen.»31

Den Polizeiorganen dürfte es allerdings kaum möglich gewesen sein, bei einer
Flucht zwischen sowjetischen und nichtsowjetischen Arbeiterinnen und Arbeitern
zu unterscheiden. Gemäss Himmlers Anweisung mussten daher alle fliehenden
Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter damit rechnen, dass auf sie sofort und
ohne Warnung geschossen wurde.

31 StAF, A 96/1, 1685, Schreiben des badischen Innenministers an diverse Landräte und Polizei¬
stellen vom 22. 4. 1942. Vgl. dazu auch Roland Peter, S. 360 f.
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2 Arbeitslager in Sichtweite der Grenze:
Zwangsarbeit in der süddeutschen Nachbarschaft

Es soll kein Hegau-Dorf gegeben haben, in dem nicht polnische und später
sowjetische Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter im Einsatz standen.1 Neben

den Dörfern galt dies erst recht für die Industriestadt Singen und ihre
Nachbargemeinden Gottmadingen und Rielasingen. In Singen standen bereits ab 1940

polnische und französische Zwangsarbeiterinnen bzw. Zwangsarbeiter und
Kriegsgefangene im Einsatz.2 Im Stadt- und Landkreis Konstanz sollen es im Herbst
1941 in 49 Gemeinden insgesamt 367 zivile Zwangsarbeiter und 28 Zwangsarbeiterinnen

gewesen sein. Dazu kam eine unbestimmte Anzahl polnischer
Kriegsgefangener.3 Diese Zahlen dürften sich in den Jahren 1942 und 1943 steil nach
oben entwickelt haben.4 In Singen jedenfalls war die Zahl der ausländischen

Zwangsarbeitskräfte bei Kriegsende mit rund 3000 so hoch, dass zu jener Zeit
jeder sechste Bewohner zur Gruppe der Zwangsarbeiter gehörte.5 Von ihnen
stand der weitaus grösste Teil bei den drei Singener Grossbetrieben Maggi,
Aluminium-Walzwerke6 und Georg Fischer-Werke im Einsatz,7 alles Betriebe, die an
ein Schweizer Stammhaus gebunden waren.
Dass sich die Schweizer Stammhäuser für eine humanere Behandlung der in ihren
Singener Tochterfirmen beschäftigten Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter
eingesetzt hätten, ist nicht bekannt.8 Im Gegenteil ist davon auszugehen, dass die

1 Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 38.

2 StASH, Polizei II, Z 2, 1940, S. 192; StASch, C II 03.06/60, Zusammenstellung der Schaffhauser

Kantonspolizei über Flüchtlingszahlen vom 7. 10. 1944; Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 38.
Gemäss der Zusammenstellung der Kantonspolizei erreichten im Zeitraum zwischen Oktober
1939 und Dezember 1940 insgesamt 55 französische Kriegsgefangene und 16 polnische
Zwangsarbeitsflüchtlinge den Kanton Schaffhausen.

3 StAF, A 96/1, 1679, Schreiben des Landrates des Kreises Konstanz an den Landeskommissär
Konstanz vom 9. 10. 1941. In ganz Baden standen im Sommer 1941 20'000 «fremdstämmige
Arbeitskräfte» im Einsatz, davon 12'000 Polen (StAF, A 96/1, 1679, Schreiben des
Reichsstatthalters in Baden an den badischen Innenminister vom 27. 6. 1941).

4 Roland Peter, S. 334.
5 Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 48.
6 Heute Alusingen.
7 Roland Peter, S. 337 und Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 48.
8 Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 49.
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Schweizer Stammhäuser vom Zwangsarbeitereinsatz profitierten - und zwar in
doppelter Weise: Erstens dürften sich die niedrigen Kosten für die Entlohnung der

Zwangsarbeitskräfte positiv auf das Schweizer Kapital ausgewirkt haben, das in
den Singener Tochterbetrieben steckte.9 Und zweitens konnten die Schweizer
Stammhäuser ihr Verhältnis zum NS-Regime stabilisieren oder gar verbessern.
Firmen mit Schweizer Stammhaus hatten nämlich damit zu kämpfen, dass sie den

NS-Machthabern als politisch unzuverlässig galten. Die Schweizer Stammhäuser
mussten daher um ihren Einfluss auf die Tochterbetriebe und um lukrative
Geschäfte bangen.10 Die stillschweigende Duldung des Zwangsarbeitereinsatzes in
den Singener Tochterfirmen dürfte dazu beigetragen haben, dass sich die Schweizer

Stammhäuser mit dem Regime arrangieren konnten oder zumindest nicht
weiter in Ungnade fielen. Zu diesem Arrangement gehörte es offenbar, dem

Zwangsarbeitereinsatz nicht nur freien Lauf zu lassen, sondern diesen - wenn
nötig - auch zu beschönigen. So wurden im Geschäftsbericht von Georg Fischer
aus dem Jahr 1942 lachende Zwangsarbeiterinnen, an einem blumengeschmückten

Tisch sitzend, dargestellt." Dieses idyllische Bild hatte mit der Realität wenig
gemeinsam. Denn auch in den Singener Betrieben mit Schweizer Stammhaus war
die Behandlung der Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter von Brutalität und

Menschenverachtung geprägt. Dies belegt etwa das Schicksal von Maria Oljinik,
einer Zwangsarbeiterin aus der Ukraine. Wilhelm J. Waibel hat diesen Fall
rekonstruiert: «Die Ukrainerin Maria Oljinik, beschäftigt bei Maggi seit Juli 1943,

untergebracht im Lager <Gütterle> im Seewadel, erkrankte [...] am rechten Fusse.

Die Erkrankung zeigte sich sofort, indem der Fuss anschwoll und ihr sehr schwere
Schmerzen verursachte. Sie meldete sich sofort beim Lagerführer Fritz Gisy,
doch derselbe schenkte ihr keinen Glauben und schimpfte sie als Taules Menseln
und noch mehr. Die Oljinik ging zur Betriebsärztin, welche ihr einige Heissluft-
Bäder verschrieb, ohne Erfolg. Der angeschwollene Fuss verschlimmerte sich
zunehmend derart, dass sie nur noch am Stock in die Fabrik humpeln konnte. Da
das Lager weit weg von der Fabrik liegt, und die Arbeitszeit morgens um 6 Uhr
begann, musste das Mädchen alle Tage um 4 Uhr morgens aufstehen (1 Stunde

9 Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 50.

10 Maggi wurde die Auszeichnung als «nationalsozialistischer Musterbetrieb» anfänglich unter
dem Hinweis auf das ausländische Kapital, das in der Firma steckte, verwehrt (Gert Zang,
Gesichter, S. 351). - In der Schrift zum 100jährigen Jubiläum von Georg Fischer in Singen
beschrieb Gert Zang auch den Konflikt zwischen Schaffhauser Stammhaus und Singener Tochterbetrieb

(Gert Zang, Georg Fischer, S. 44—48). Zang kommt dort zum Schluss, dem Schaffhauser
Stammhaus sei ab 1939 der Einfluss auf das Tochterwerk in Singen abhanden gekommen. Dem
ist in dieser Absolutheit nicht zuzustimmen. Zwar wurde 1938 der Schweizer Direktor in Singen
abgelöst und mit Alfred Horstmann ein NSDAP-Mitglied zum Chef befördert. Aber auch mit
Alfred Horstmann rissen die Verbindungen nach Schaffhausen keineswegs ab. Über die
Einreisekontrolle am Zollamt Thayngen ist belegt, dass Horstmann mit einiger Regelmässigkeit
wegen geschäftlicher Angelegenheiten von Schaffhausen (wo er wohnte) nach Singen reiste

(StASH, Polizei II, F 11 und 12).
11 Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 55.

242



früher wie ihre Kameradinnen), um noch rechtzeitig in die Fabrik zu kommen.
Der Weg dorthin bereitete ihr grosse Schmerzen. [...] Erst als der ganze Fuss
vereitert war, wurde sie ins Krankenhaus gebracht und der Fuss in Gips gelegt.
Nach Entfernung des Gipsverbandes zeigte sich, dass keine Heilung mehr möglich

war; der Fuss war buchstäblich abgefault, so dass derselbe am 6. Juli 1945 auf
operativem Wege abgenommen werden musste.»12

Obschon sich die nationalsozialistischen Machthaber darüber im klaren waren,
dass die Arbeitsleistung der Zwangsarbeitskräfte eng mit deren Ernährung
verbunden war, blieb diese unzureichend. Die vom Reichsernährungsministerium
vorgeschriebenen Rationen wurden zudem von der rassistischen Stufenleiter des

Nationalsozialismus bestimmt. So sollten polnische und sowjetische Zwangsarbeitskräfte

geringere Rationen als solche aus westeuropäischen Ländern erhalten.13

Dabei kamen sowjetische Zwangsarbeitskräfte oft schon ausgehungert ins
Reich, weil sie bereits den zermürbenden Transport nach Deutschland und in
vielen Fällen auch den Aufenthalt in einem Gefangenenlager hinter sich hatten.
Als im August 1941 die ersten sowjetischen Kriegsgefangenen in Baden
eintrafen, waren sie so ausgehungert und entkräftet, dass sich der zuständige Arzt
weigerte, ihren Einsatz zu genehmigen.14 Die Verpflegung der Zwangsarbeiterinnen

und Zwangsarbeiter blieb auch nach ihrer Ankunft miserabel. Oft bestand
ihre Nahrung nur aus heissem Wasser, in dem da und dort eine Kartoffel oder
ein Kohlblatt schwamm. Zeitzeugen berichten, dass Zwangsarbeiter bei Georg
Fischer in Singen lediglich eine Tagesration von 200 Gramm Brot und Steckrüben

erhielten.15 Der Zwangsarbeiter Nikolej Suj gab der Schaffhauser
Kantonspolizei nach seiner Flucht zu Protokoll, er habe pro Tag 200 Gramm Brot,
drei Liter Suppe und einen Liter Kaffee bekommen und dafür zwölf Stunden
arbeiten müssen.16 Ein anderer Zwangsarbeiter sagte bei seiner ersten Befragung
durch die Kantonspolizei, seit seiner Ankunft in Deutschland habe er 30 Kilo an
Gewicht verloren.17 In den Einvernahmeprotokollen heisst es beinahe stereotyp,
die miserable Ernährung und die lange Arbeitszeit (in der Regel zwölf Stunden)
seien unerträglich gewesen.
Neben den Klagen über die Ernährung spielten solche über die Unterbringung
eine untergeordnete Rolle. Am besten untergebracht waren diejenigen zivilen
Zwangsarbeiter aus Westeuropa, die in Privatwohnungen leben konnten. Dagegen

wurden Kriegsgefangene und zivile Arbeitskräfte aus dem Osten ausschliesslich

in Lagern gehalten. In Singen verfügte allein Georg Fischer über drei solcher
Lager. Die engen Raumverhältnisse und mangelnde hygienische Einrichtungen

12 Zitiert nach Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 64 f.
13 Roland Peter, S. 339 und Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 56-58.
14 Roland Peter, S. 338. - Die 2500 sowjetischen Kriegsgefangenen sollten beim Ausbau des

Schluchseewerks eingesetzt werden.
15 Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 57.
16 StASH, Flüchtlinge, E 726.
17 StASH, Flüchtlinge, E 778.
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führten dazu, dass in den Lagern ansteckende Krankheiten um sich griffen.18
Zudem beklagten sich in die Schweiz geflohene Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter

immer wieder über die harten Strafen selbst für kleinste Vergehen -
beispielsweise fürs Schwatzen am Arbeitsplatz.19 Die grausamste aller Strafen
traf diejenigen polnischen und russischen Zwangsarbeiter, die mit deutschen
Frauen sexuelle Beziehungen unterhielten. Sie wurden in vielen Fällen zum Tod
verurteilt. Auch aus dem badischen Grenzraum sind solche Hinrichtungen
bekannt.20

Unter diesen Umständen erstaunt es kaum, dass zahlreiche Kriegsgefangene
sowie Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter alles daran setzten, in die nahe

Schweiz zu fliehen. Den Fliehenden ging es in erster Linie darum, den katastrophalen

Lebens- und Arbeitsbedingungen zu entkommen. In zweiter Linie wollten
sie dem Hitler-Reich durch den Entzug ihrer Arbeitskraft Schaden zufügen. Die
Nähe zur Schweizer Grenze dürfte vielen ein zusätzlicher Anreiz zur Flucht

gewesen sein.
Es trafen allerdings auch Zwangsarbeiter und Kriegsgefangene in Schaffhausen

ein, die in Lagern weit im Reichsinnern untergebracht gewesen waren.21 Bei
weiten Fluchtwegen bestand allerdings eine erhebliche Gefahr, aufgegriffen zu
werden. In diesen Zusammenhang gehört etwa die Flucht des französischen

Kriegsgefangenen François Mitterrand, des späteren Staatspräsidenten Frankreichs.

Mit einem Kollegen floh Mitterrand aus einem Gefangenenlager in
Thüringen. Zusammen machten sie sich auf den Weg in Richtung Schweiz und legten
in Nachtmärschen eine Strecke von über 550 Kilometern zurück. Ausgehungert
und entkräftet konnten sie sich ihrem Ziel, der Grenze zum Kanton Schaffhausen,
bis auf etwa 30 Kilometer nähern. Dann begingen sie den Fehler, auch während
des Tages zu marschieren. Dabei wurden sie aufgegriffen, in Spaichingen inhaftiert

und erneut in ein Kriegsgefangenenlager überführt.22

18 Roland Peter, S. 346.
19 Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 63.

20 Wilhelm J. Waibel, Schatten, S. 95-107. - Deutsche Frauen, die eine solche Beziehung eingin¬

gen, mussten ebenfalls mit Strafen rechnen. In diesem Zusammenhang floh eine Frau nach

Schaffhausen, die wegen «geschlechtlichem Umgang» mit einem polnischen Kriegsgefangenen
zu zweieinhalb Jahren Zuchthaus verurteilt worden war (StASH, Flüchtlinge, E 1098).

21 Sechs britische bzw. holländische Offiziere flohen aus einem sächsischen Kriegsgefangenen¬
lager bis nach Schaffhausen (StAF, V 200/1, 59, Schreiben des Polizeikommissariates Singen
an die Landräte von Konstanz, Donaueschingen und Villingen vom 2. 11. 1942). Eine Gruppe
von acht französischen Kriegsgefangenen gelangte von Leipzig bis nach Schaffhausen, indem sie

sich in einem Güterwagen versteckt hatte (StASH, Flüchtlinge, E 1414).
22 Pierre Péan, S. 139. François Mitterrand kam bei seinem Staatsbesuch in der Schweiz vom April

1983 - anlässlich eines offiziellen Empfangs im Berner Rathaus - auf diesen Fluchtversuch zu
sprechen. Die Schaffhauser Nachrichten berichteten damals: «Der französische Staatspräsident
überraschte die illustre Ehrengesellschaft mit Erinnerungen an seine Kriegsgefangenschaft in
Deutschland. Dabei stellte sich heraus, dass er sich nie mehr so sehr danach gesehnt hat, in die
Schweiz zu kommen wie im März 1941. François Mitterrand erzählte, wie er sich aus eigener
Kraft aus dem Gefangenenlager befreien konnte und in Richtung Schaffhausen losmarschierte.
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